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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. betont, dass es der Europäischen Union als weltweit agierendem Akteur obliegt, einen 
Beitrag zur Erhaltung von Frieden und Stabilität, zur wirtschaftlichen Entwicklung und 
zur Achtung der Grundwerte und Menschenrechte in der Welt zu leisten;

2. erinnert an die Rolle der EU bei der Förderung multilateraler Zusammenarbeit, die auf die 
Unterstützung gemeinsamen Handelns zur Bewältigung internationaler 
Herausforderungen ausgerichtet ist;

3. warnt davor, dass der EU die Gefahr der internationalen Marginalisierung droht, wenn die 
Unterfinanzierung ihrer Außenpolitik fortbesteht; 

4. betont, dass sie ihren Nachbarländern südlich des Mittelmeers eine angemessene 
Unterstützung gewähren muss, um ihnen beim Übergang zur Demokratie und beim 
Aufbau demokratischer Institutionen einschließlich der Förderung der Zivilgesellschaft 
behilflich zu sein;

5. bekräftigt, dass für die Beziehungen zwischen der EU und Lateinamerika nur 
unzulängliche Finanzmittel zur Verfügung stehen, wenn man die strategische 
Partnerschaft zwischen beiden Regionen und das Potenzial Lateinamerikas als 
Schwellenregion und Zentrum wirtschaftlichen Wachstums berücksichtigt; ist der Ansicht, 
dass diese Unterfinanzierung noch durch den Stillstand bei der Zuteilung von Mitteln aus 
dem ICI +-Programm verschärft wird, da die Rechtsgrundlage für die Beteiligung 
mehrerer lateinamerikanischer Länder, die zur Inanspruchnahme von Mitteln aus dem 
ICI + Programm berechtigt wären, noch nicht angenommen wurde;

6. fordert eine klare Strategie für Palästina, die die finanzielle Hilfe der Europäischen Union 
mit einer stärkeren politischen Rolle der EU im Friedensprozess verbindet; weist 
diesbezüglich darauf hin, dass die finanzielle Hilfe für Palästina die strategische 
Bedeutung des Nahen Ostens für die Europäische Union widerspiegeln sollte; ist der 
Auffassung, dass sich die Kommission bei der Planung der erforderlichen Hilfe auf die 
Erfahrungen der Vergangenheit und Bedarfsschätzungen stützen und demzufolge in der 
Lage sein sollte, die Mittel zuzuweisen, die als Beitrag für das weitere Funktionieren der 
palästinensischen Behörden und für den Friedensprozess im Nahen Osten erforderlich 
sind; besteht deshalb darauf, dass der für 2012 vorgesehene Betrag mindestens so hoch 
ausfallen sollte wie der 2011 ausgegebene Betrag;

7. ist überzeugt, dass eine Erhöhung der Haushaltsmittel nicht ausreicht, um die Wirksamkeit 
der außenpolitischen Maßnahmen der EU zu gewährleisten, da es zudem einer größeren 
Flexibilität bei der Auszahlung der Finanzhilfen bedarf und diese auch rascher erfolgen 
muss; fordert daher eine größere Flexibilität zwischen den Haushaltslinien und darüber 
hinaus auch in der finanziellen Vorausschau; befürwortet eine Überprüfung der 
finanziellen Vorausschau, die die EU in die Lage versetzen würde, unter Berücksichtigung 
der politischen Prioritäten rasch auf Krisen zu reagieren;
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8. betont, dass es notwendig ist, mehr Flexibilität zu ermöglichen und eine gezieltere, 
speziell auf die Zivilgesellschaft einschließlich der lokalen Ebene ausgerichtete 
Unterstützung zu gewährleisten, um so einen Bottom-up-Ansatz zu fördern; fordert ferner 
eine umfassende Analyse der Wirksamkeit des ENPI im Zusammenspiel mit anderen 
Instrumenten im Hinblick auf das Ziel, die Finanzierungsinstrumente, die für die 
Beziehungen der EU zu ihren südlichen und östlichen Nachbarn zur Verfügung stehen, 
besser zu nutzen und sicherzustellen, dass die Entwicklungshilfe in den begünstigten 
Ländern angemessen eingesetzt wird;

9. ist der Ansicht, dass auch angemessene Mittel bereitgestellt werden sollten, um 
strategische Beziehungen zu den BRICS-Ländern (Brasilien, Russland, Indien, China, 
Südafrika) zu entwickeln, und zwar mit Blick auf die Finanzierung von Aktionen, die 
keine offizielle Entwicklungshilfe darstellen, insbesondere zur Bereitstellung der 
finanziellen und technischen Mittel für die Zusammenarbeit in Bereichen, die im 
gegenseitigen Interesse der EU und dieser Länder liegen;

10. erinnert daran, dass das Stabilitätsinstrument Mittel für Krisensituationen oder sich 
anbahnende Krisen bereitstellt, wenn eine rechtzeitige finanzielle Unterstützung aus 
anderen EU-Quellen nicht möglich ist; ist der Ansicht, dass die für 2012 vorgeschlagene 
Kürzung der Mittel des Stabilitätsinstruments unverhältnismäßig ist, nicht im Einklang 
mit den politischen Prioritäten steht und dem unsicheren politischen Klima in vielen 
Regionen in unserer Nachbarschaft und darüber hinaus nicht Rechnung trägt;

11. bedauert, dass es derzeit kaum Transparenz bezüglich der Kosten der GSVP-Missionen 
gibt, und bekräftigt seine Unterstützung für die Schaffung spezieller Haushaltslinien für 
wichtige GSVP-Missionen;

12. ist der Überzeugung, dass Einsparungen erzielt werden können, wenn Überschneidungen 
und Ineffizienz in allen Rubriken ermittelt und jene Bereiche benannt werden, in denen 
die Ergebnisse nicht den Erwartungen und Forderungen des Europäischen Parlaments 
entsprechen.


